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Die Abwehr 

gegen die

internationale Norm
Gleichstellung in Malaysia

Das Recht auf Gleichstellung ist ein Menschen

recht, das international völkerrechtlich verein

bart ist. Warum diese universelle Norm bislang vor 

allem in muslimischen Mehrheitsgesellschaften mit 

Reserviertheit betrachtet und in eigener Weise aus

gelegt wird, zeigt dieser Artikel am Beispiel Malay

sias.

Die Konvention zur Beseitigung jeglicher Diskri

minierung von Frauen CEDAW (Convention on the 

Elimination of All Forms of Discrimination against 

Women), die 1979 von der Generalversammlung 

der Vereinten Nationen als internationales Über

einkommen verabschiedet wurde, ist heute das ein

zige internationale völkerrechtliche Frauenrechts

abkommen. Jede Form der Unterscheidung, des 

Ausschlusses oder der Beschränkung auf Grundlage 

des Geschlechtes, die einen gleichberechtigten Sta

tus von Frauen verhindert, wird in der CEDAW als 

Diskriminierung definiert. Auch Malaysia hat 1995 

die CEDAW ratifiziert und sich damit zur Umset

zung von Gender gerechten Politiken und Gesetzen 

in ihren Nationalstaaten bekannt. Die Mitgliedsstaa

ten verpflichten sich durch die Ratifizierung zu einer 

regelmäßigen Berichterstattung; Sanktionsmethoden 

bei Nichterfüllung stehen allerdings nicht zur Verfü

gung. Soziale Bewegungen und NGOs nutzen die 

CEDAW als Druckmittel gegenüber ihren Regierun

gen, allerdings zeigt sich vor allem in muslimischen 

Mehrheitsgesellschaften eine starke Resistenz gegen

über der internationalen Norm der Gleichstellung - 

so auch in Malaysia.

Islamisches Familiengesetz versus 

internationale Geschlechternorm

Muslime stellen mit 60 Prozent der 29 Millionen Ein

wohner die religiöse Mehrheit, und der Islam gilt als 

Staatsreligion. Artikel 3 der Verfassung gewährt aber 

die freie Ausübung anderer Religionen. Im Zuge der 

Entkolonialisierung hat sich ein duales Rechtssystem 

etabliert. Dabei entstanden zwei Familienrechtssys

teme. Während es ein Familienrecht für Nicht-Mus

lime gibt, werden private Angelegenheiten von Mus

limen des Landes wie Eheschließung, Scheidung 

und das Sorgerecht für Kinder durch Familiengesetze 

geregelt, die auf Interpretationen der Scharia basie

ren. In den 1980er Jahren wurden diese Gesetze in
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den 13 Bundesstaaten und den drei Territorien des 

Landes kodifiziert. Während alle Bundesstaaten ver

schiedene Formulierungen aufweisen, gibt es für die 

drei Territorien Putrajaya, Labuan und Kuala Lum

pur ein einheitliches Familiengesetz. Aktuell existie

ren deshalb 14 verschiedene islamische Familienge

setze in Malaysia. Diese Familiengesetze stellen wie 

in den meisten muslimischen Mehrheitsgesellschaf

ten den letzten Rechtsbereich dar, der auf fiqh-Rege

lungen und damit auf religiöse Quellen ausgerich

tet ist. Frauen werden darin in erheblichem Maße 

Männern gegenüber benachteiligt. Die Familienge

setze übernehmen die klassischen Interpretationen 

der Rechtsgelehrten. Eheschließungen werden als 

Vertrag zwischen Männern und Frauen betrachtet, 

nachdem dem Ehemann und der Ehefrau bestimmte 

Rechte und Pflichten zugeteilt werden. Das Recht 

des einen ist die Pflicht des anderen. Die Versorgung 

der Ehefrau durch den Ehemann stellt das Recht der 

Frau und die Pflicht des Mannes dar, gleichzeitig 

besitzt die Frau Gehorsamspflicht gegenüber ihrem 

Mann, das als Recht des Mannes gilt. Gewalt gegen

über der Ehefrau ist ein akzeptiertes Mittel, Frauen 

zu ihren Pflichten zu zwingen. Erfüllt die Frau trotz

dem nicht ihre Pflicht, gilt dies als Scheidungsgrund. 

Muslimischen Männern ist es in Malaysia gestattet 

vier Frauen zu ehelichen. Das Sorgerecht der Kin

der im Falle einer Scheidung geht in der Regel auf 

den Mann über. Durch diese Rechtsregelungen sind 

Frauen in erheblicher Weise benachteiligt. Obwohl 

die Verfassung Gleichstellung als Prinzip beinhaltet, 

basieren diese Gesetze auf einer patriarchalischen 

Auslegung der Scharia und betonen die Unterord

nung von Frauen als »göttlich vorgesehene Pflicht«. 

Mit diesem komplementären Geschlechtermodell 

stehen die islamischen Familiengesetze nicht nur im 

Widerspruch zu der nationalen Verfassung, sondern 

auch zu internationalen völkerrechtlichen Verträ

gen wie den allgemeinen Menschenrechten und der 

Frauenkonvention CEDAW.

Vorbehalte gegenüber der 

Frauenrechtskonvention CEDAW

Wie einige andere Staaten hat auch Malaysia Vorbe

halte gegen mehrere Artikel eingelegt, und ist somit 

nicht an die Umsetzung der gesamten Konvention 

gebunden. Durch den Vorbehalt, den Malaysia gegen 

Art. 9 (2) einlegte, ist die Regierung nicht verpflich

tet, Frauen das gleiche Recht wie Männern bezüg

lich der Nationalität ihrer Kinder einzuräumen. Mit 

dem Vorbehalt gegenüber Artikel 16 (1) (a) entzieht 

sich der Staat der Verpflichtung, Männern und Frauen 

das gleiche Recht auf Eheschließung zu gewähren. 

Ebenso entzieht sich Malaysia mit der Einschrän

kung bezüglich Artikel 16 (1) (f) der Pflicht, Frauen 

die gleichen Rechte bezüglich der Vormundschaft
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von Kindern einzuräumen. Frauen sollten nach Auf

fassung der Regierung als Ehefrauen nicht die glei

chen persönlichen Rechte besitzen wie ihre Ehe

männer, weshalb auch gegen Artikel 16 (1) (g) eine 

Reservierung deutlich gemacht worden ist. In einer 

Zusatzerklärung zu Artikel 11, der die Diskriminie

rung von Frauen gegenüber Männern ausschließen 

soll, hat Malaysia eingeräumt, diese Reglung ledig

lich als Empfehlung zu interpretieren. Die Vorbehalte 

gegen diese Artikel begründet die malaysische Regie

rung damit, dass die Bestimmungen der CEDAW nur 

insofern Anwendung finden können, als sie nicht 

mit Gesetzen, die sich aus der Scharia ableiten, oder 

mit der nationalen Verfassung im Widerspruch ste

hen. Diese Begründungen der Einwände äußerten 

die meisten Staaten, die der Organisation für islami

sche Zusammenarbeit OIC (Organization of Islamic 

Cooperation) angehören.

Geschlechtergerechtigkeit durch 

Re-Interpretation islamischer Quellen

Die Frauenrechtsorganisation SIS (Sisters in Islam) 

bezweifelt, dass die Interpretationen der Rechtsge

lehrten, die heute in den einzelnen Familiengeset

zen verankert sind, zwingend die einzige mögliche 

Auslegung der Scharia darstellen. Ihre Anhängerin

nen belegen mit eigenen Interpretationen, dass die 

islamischen Quellen Passagen beinhalten, die für 

eine Gleichberechtigung von Männern und Frauen 

sprechen. Damit gehören sie zu einem zentralen 

Akteur des islamischen Feminismus, der sich seit den 

1980er Jahren weltweit verbreitet. Dieser Feminis

mus erkennt das normative Gleichstellungsprinzip 

an und legitimiert es durch die Re-Interpretation isla

mischer Quellen. Trotz der Bemühungen von SIS, die 

mittlerweile zu den bekanntesten Frauenrechtsorga

nisationen weltweit zählt und stark in transnationa

len Netzwerken agiert, konnte sich bis heute in dem 

Rechtsbereich, der Familienangelegenheiten von 

Musliminnen regelt, die internationale Norm von 

Geschlechtergleichheit nicht durchsetzen. In Malay

sia besitzt der Sultan eines jedes Bundesstaates das 

Recht über islamische Angelegenheiten zu entschei

den. Er wird durch einen Religions-Rat beraten, der 

sich aus Rechtsgelehrten (Muftis) zusammensetzt. 

Damit besitzen die Muftis die Deutungshoheit, über 

islamische Angelegenheiten zu urteilen. Die Versu

che von SIS, eigene Lesarten der islamischen Quel

len anzubieten, werden von ihnen als un-islamisch 

gedeutet, zumal in ihren Augen SIS-Anhängern die 

nötige islamische Ausbildung fehlt. Ihnen wird auch 

vorgeworfen, westliche Werte zu importieren. Azmi 

Sharom, ein Kolumnist und Lehrkraft für Rechtswis

senschaft an der University of Malaya, bekräftigt, dass 

nur die Auslegungen der Muftis als »richtig« gelten. 

In diesem Klima ist es für feministische Akteure wie
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SIS schwer, alternative Interpretationen anzubieten. 

Einige Führungskräfte der stärksten Regierungspar

tei UMNO (United Malays National Organisation) 

können zwar durchaus privat mit SIS sympathisie

ren, verhalten sich aber im politischen Alltag eher 

reserviert gegenüber der Frauenrechtsorganisation. 

SIS wird von islamistischen NGOs oder der Oppo

sitionspartei PAS (Parti Islam Se-Malaysia) öffentlich 

kritisiert, wobei ihnen vorgeworfen wird, westliche 

Werte auf Muslime übertragen zu wollen. Die PAS 

forderte sogar das Verbot von SIS, da sie ihrer Ansicht 

nach die muslimische Gemeinschaft Umma spaltet 

und Unfrieden bringt.

Für Initiativen und Organisationen wie SIS, die 

sich als muslimische Akteursgemeinschaften verste

hen und die Anerkennung des Gleichheitsprinzips 

aus ihrer Religion heraus vertreten, ist es nach wie 

vor schwierig, der Unterstellung zu entkommen, zu 

westlich orientiert und damit nicht authentisch isla

misch zu ein.
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